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A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Kuchtner 


I. Allgemeines 

Der Rechtsausschuß legt den zweiten Schriftlichen 
Bericht über den Entwurf eines Gaststättengesetzes 
vor. Den ersten Schriftlichen Bericht hat der Wirt- 
schaftsausschuß vorgelegt. Dieser Bericht gelangte 
im Plenum noch nicht zur Beratung, vielmehr wurde 
— ohne in die zweite Beratung einzutreten — der 
zugrunde liegende Entwurf aufgrund einer interfrak- 
tionellen Absprache in der 116. Sitzung des Bundes- 
tages vom 28. Juni 1967 nunmehr an den Rechts- 
ausschuß federführend und an den Wirtschaftsaus- 
schuß mitberatend zurückverwiesen, um den be- 
teiligten Ausschüssen noch einmal Gelegenheit zu 
geben, einige offengebliebene Punkte zu klären. 

Die Zurückverweisung ist ohne Begründung und 
damit ohne Begrenzung erfolgt, so daß es möglich ist, 
den Entwurf dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
in der nunmehr geltenden Fassung (BGBl. 1968 I 
S. 481) anzupassen und auch sonst einige Änderun- 
gen zur Erleichterung des Vollzugs (§ 6 Satz 2, § 18 
Sperrzeit) aufzunehmen. Im übrigen hat sich der 
Rechtsausschuß — wie die partielle Gegenüber- 
stellung zeigt — nur mit den Punkten befaßt, die 
in der Gegenüberstellung aufgeführt sind. Für die 
übrigen Punkte bleibt der Schriftliche Bericht des 
Wirtschaftsausschusses Grundlage der Beratung. Die 
bedeutsamste Entscheidung des Rechtsausschusses 


liegt in der Einführung eines Sachkundenachwei- 
ses für die erlaubnispflichtige Verabreichung zube- 
reiteter Speisen. Damit wird zum Schutz der gesund- 
heitlichen Belange des Gastes eine Lücke geschlos- 
sen, die bisher gegenüber dem Lebensmitteleinzel- 
handel und dem Lebensmittelhandwerk bestand. 

Da sich der Rechtsausschuß ferner mit Punkten 
befaßt hat, die zu keiner Gesetzesänderung geführt 
haben und daher in der Einzelbegründung nicht auf- 
geführt werden können, werden sie hier nachfol- 
gend zusammengefaßt: 

Der Rechtsausschuß hat sich einer von außen an 
ihn herangetragenen Anregung nicht anschließen 
können, den Herstellern von Magenbitter den Ver- 
trieb durch Automaten zu gestatten, da das Verbot 
des Automatenvertriebs für Alkoholika zum Schutz 
der Jugendlichen aufgestellt worden ist und dieser 
Schutzgedanke auch hier nicht wegfällt. Der Rechts- 
ausschuß hat sich auch nicht einer Anregung des 
Wirtschaftsausschusses auf Einführung eines Unter- 
schiebungsverbots als § 20 Nr. 7 anschließen kön- 
nen. Er hat entgegengehalten, daß insbesondere die 
Unterschiebung minderwertigerer Güter durch die 
Strafgesetze geahndet werden könne; darüber hin- 
aus wurde ein Bedürfnis, die Behörden mit zusätz- 
licher überwachungsarbeit zu belasten, nicht aner- 
kannt. 
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II. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu § 1 Abs. 2 

Die Einfügung der Worte „oder zubereitete Spei- 
sen" ist eine Folge aus dem Grundsatzbeschluß zu 
§ 4 a. Die Gefährdung der Gäste beim Verabrei- 
chen von Speisen ist im Reisegewerbe nicht geringer j 
als im stehenden Gewerbe. Es muß daher vorgese- | 
hen werden, den Sachkundenachweis auch für das j 
Verabreichen von Speisen im Reisegewerbe vorzu- 
schreiben. § 12 des Entwurfs verhütet zu weitge- 
hende Auswirkungen dieser Beschränkung; denn 
die dort vorgesehene Gestattung aus besonderen, 
vorübergehendem Anlaß kann unter erleichterten 
Voraussetzungen ausgesprochen werden. 

Zu § 2 Abs. 2 Nr. 4 

Die Streichung der Worte „oder zubereitete Spei- 
sen" ist eine Folge aus dem Grundsatzbeschluß zu 
§ 4 a. Da der Sachkundenachweis dem Schutz der 
Gäste vor gesundheitlichen Gefahren dienen soll, 
wäre es nicht gerechtfertigt, bei den als Speisewirt- 
schaften anzusehenden Betriebskantinen von ihm 
abzusehen. 


Zu § 2 Abs. 3 

Die Neufassung von Absatz 3 ist eine Folge aus 
dem Grundsatzbeschluß zu § 4 a. Die Privilegierung 
des Lebensmitteleinzelhandels für das Verabrei- 
chen von zubereiteten Speisen erscheint bei Ein- 
führung des Sachkundenachweises nicht mehr ge- 
rechtfertigt. 

Zu § 2 Abs. 4 

Die „Bettenfreigrenze" bei acht Betten festzu- 
legen, wie der Wirtschaftsausschuß vorschlägt, er- 
schien dem Rechtsausschuß unter Berücksichtigung 
der Regierungsvorlage als zu weitgehend. 


Zu § 4 Abs. 1 Nr. 3 

Rechtsausschuß und Wirtschaftsausschuß stimmen 
in der Streichung der Worte „für die Bewohner des 
Betriebsgrundstücks oder der Nachbargrundstücke 
oder" überein. Durch die Streichung soll der Ein- 
druck vermieden werden, als ob dem angespro- 
chenen Personenkreis ein subjektiv-öffentliches 
Recht gegeben würde, bei der amtlichen Prüfung 
der Versagungsgründe etwa durch Klageerhebung 
im Verwaltungsstreitverfahren mitwirken zu kön- 
nen. Beide Ausschüsse sehen den Nachbarschutz 
hinreichend durch § 5 Abs. 1 Nr. 3 und § 4 Abs. 1 
Nr. 3 gewährleistet. 


Zu § 4a 

Der Wirtschaftsausschuß hat sich in seinem ersten 
Schriftlichen Bericht (unter Nr. 2) sehr eingehend mit 


dem Für und Wider des Sachkundenachweises befaßt. 
Seine Ablehnung beruht nicht auf verfassungsrecht- 
lichen, sondern auf wirtschaftspolitischen Gründen. 
Der Rechtsausschuß hält demgegenüber als nunmehr 
federführender Ausschuß an seinem schon in der 
ersten Beratung vom 15. Juni 1966 gefaßten Be- 
schluß fest, sich für einen Sachkundenachweis in 
der nunmehr vorgeschlagenen Fassung auszuspre- 
chen. 

Die verfassungsrechtliche Zulässigkeit der Ein- 
führung wird auch vom Wirtschaftsausschuß nicht 
bestritten. Die insoweit einstimmige Auffassung des 
Rechtsausschusses läßt sich dahin zusammenfassen, 
daß der vorgeschlagene Sachkundenachweis mit 
Artikel 12 Abs. 1 GG vereinbar ist, weil er dem 
notwendigen Schutz der Volksgesundheit als einem 
überragenden Gemeinschaftsgut dient. 

Zur verfassungspolitischen Seite hat sich der 
Rechtsausschuß mit Mehrheit von der Auffassung 
leiten lassen, daß angesichts der Anforderungen des 
geltenden Lebensmittelrechts sowie der für den 
Lebensmitteleinzelhandel und das Lebensmittel- 
handwerk bestehenden besonderen Berufszulas- 
sungsvorschriften die bloße Zuverlässigkeitsprüfung 
nicht genügt, um den Schutz des Gesetzes gegen 
gesundheitliche Gefahren, die beim Verabreichen 
zubereiteter Speisen auftreten können, in ausrei- 
chendem Maße sicherzustellen. Das Bundesverfas- 
sungsgericht hat im Beschluß vom 14. Dezember 1965 
— 1 BvL 14/60 — anerkannt, daß gesundheitliche 
Gefahren dem Verbraucher von einem fachlich unge- 
eigneten Einzelhändler beim Handel mit Lebens- 
mitteln drohen können und daß dies einen beson- 
deren Sachkundenachweis rechtfertigen kann. Hier 
wie dort ist die Einhaltung der seit dem bisherigen 
Gaststättengesetz ständig gestiegenen lebensmittel- 
rechtlichen Anforderungen nicht nur eine Frage 
des guten Willens, sondern auch der erforderlichen 
Kenntnisse. Die allgemeine Zuverlässigkeitsprüfung 
kann nur verhindern, daß trotz vorhandener Sach- 
kunde der Gast gefährdet wird. Nur ein daneben 
bestehender Sachkundenachweis kann verhüten, daß 
die Gesundheit der Gäste gefährdet wird, weil die 
für das Zubereiten und Verabreichen der Speisen 
erforderlichen Kenntnisse fehlen. 

Bei diesem Charakter des Sachkundenachweises 
wäre es nicht ausreichend, wenn ihn der Gewerbe- 
treibende für sich selbst zu erbringen hätte; denn 
die für das Handwerk kennzeichnende Vereinigung 
von Kapital und Fachkunde ist beim Gaststätten- 
gewerbe weitgehend nicht gegeben. Der angestrebte 
Schutz kann daher nur erreicht werden, wenn der 
Sachkundenachweis jeweils für diejenige Person 
erbracht wird, die in dem einzelnen Betrieb für das 
Zubereiten und Verabreichen von Speisen verant- 
wortlich ist. Dies kann der Gewerbetreibende selbst 
oder eine andere Person sein. Bei dieser Lösung 
erübrigen sich besondere Vorschriften für Personen- 
gesellschaften, juristische Personen und nicht rechts- 
fähige Vereine. 

Der Sachkundenachweis muß nach dem Wesen der 
| Sache die für den Gesundheitsschutz erforderlichen 
| Warenkenntnisse und die Kenntnis der beim Zube- 
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reiten und Verabreichen von Speisen zu beachten- 
den Vorschriften, Grundsätze und Erfahrungen um- 
fassen. Wichtig ist vor allem die Kenntnis der dem 
Schutz der Gesundheit dienenden Vorschriften des 
Lebensmittelrechts einschließlich der Hygienevor- 
schriften. Die Anforderungen an die Sachkunde 
müssen sich jedoch wegen der in den verschiedenen 
Zweigen des Gaststättengewerbes sehr unterschied- 
lichen Verhältnisse auf die für die jeweilige Be- 
triebsart nötigen Kenntnisse beschränken, zumal da 
auch die Erlaubnis nach § 3 Abs. 1 nur für eine 
bestimmte Betriebsart erteilt werden soll. 

Bestimmte Nachweise, insbesondere der Nachweis 
der Gehilfenprüfung in einem staatlich anerkannten 
Lehrberuf des Gaststättengewerbes, können als für 
alle Betriebsarten ausreichend angesehen werden. 
Nicht ausreichend erscheint jedoch der Nachweis der 
für den Lebensmitteleinzelhandel vorgeschriebenen 
Sachkunde, denn diese Sachkunde umfaßt nicht die 
für das Gaststättengewerbe unerläßlichen Kennt- 
nisse über das Zubereiten und Verabreichen von 
Speisen. Wer den Sachkundenachweis nicht allge- 
mein durch den Nachweis einer bestimmten Berufs- 
ausbildung zu erbringen vermag, soll ihn für die 
betreffende Betriebsart durch Ablegung einer Prü- 
fung vor einer Industrie- und Handelskammer er- 
bringen können. Für die Abnahme der Prüfung soll 
ohne Rücksicht auf den Wohnsitz des Bewerbers 
jede Industrie- und Handelskammer im Geltungs- 
bereich des Gesetzes zuständig sein. Auch dieser 
Nachweis soll aber nicht erforderlich sein, wenn die 
nötigen Kenntnisse für die betreffende Person in 
anderer Weise nachgewiesen werden und die Able- 
gung einer Prüfung vor der Industrie- und Handels- 
kammer eine unzumutbare Belastung sein würde. 
Dabei ist an Betriebe gedacht, in denen nur ein- 
fache Speisen — u. U. auch nur in geringem Umfang 
— verabreicht werden, und an Betriebe in ländlichen 
Verhältnissen, bei denen es nicht sinnvoll sein 
könnte, von der Frau des Gewerbetreibenden die 
Ablegung einer Prüfung zu verlangen. Auch einer 
ehemaligen Hauswirtschaftslehrerin wäre die Able- 
gung einer Sachkundeprüfung in der Regel nicht 
zuzumuten. 


Zu § 6 

Die Einfügung eines Satzes 2 bedeutet eine (von 
mehreren Bundesländern) gewünschte Ergänzung 
zur Vermeidung von Schwierigkeiten beim Voll- 
zug des Gesetzes. 


Zu § 10 Satz 4 

Die Anfügung eines Satzes 4 ist eine Folge des 
Beschlusses zu § 4 a. Bei Einführung des Sachkunde- 
nachweises muß auch im Falle der Weiterführung 
einer Speisewirtschaft im Rahmen des Witwen- und 
Erbenprivilegs gewährleistet sein, daß die verant- 
wortliche Person die zum gesundheitlichen Schutz 
der Gäste erforderliche Sachkunde besitzt. 


Zu § 13 

Die Ersetzung von Satz 1 und 2 durch einen neuen 
Satz 1 ist eine Folge des Beschlusses zu § 4 a. Damit 
wird die Regierungsvorlage teilweise wiederherge- 
stellt als Folge der Einführung des Sachkundenach- 
weises für das Verabreichen von zubereiteten Spei- 
sen im Reisegewerbe. 


Zu § 15 Abs. 3 

Die Einfügung der Nr. 5 ist eine Folge des Be- 
| Schlusses zu § 4 a. Die Behörde muß die Erlaub- 
! nis zum Betrieb einer Speisewirtschaft widerrufen 
können, wenn die Person, für die der Sachkunde- 
| nachweis erbracht ist, weggefallen ist, ohne daß eine 
{ andere sachkundige Person an deren Stelle tritt. 


Zu § 18 Abs. 1 Satz 3 

Die Vorschrift, daß die Sperrzeit nach der Art der 
j ausgeschenkten Getränke unterschiedlich festgesetzt 
werden kann, ist nach der neueren Rechtsprechung 
entbehrlich. Diese Vorschrift könnte außerdem im 
1 Wege des Umkehrschlusses eine unerwünschte Be- 
schränkung des Verordnungsgebers zur Folge haben. 
Die Sperrzeit muß auch unter anderen Gesichts- 
punkten unterschiedlich festgesetzt werden können. 


| Zu § 29 Abs. 1 Nr. 5 

i 

Um die Einhaltung der Vorschriften über den 
; Sachkundenachweis sicherzustellen, muß die Ver- 
■ letzung der in § 4 a Abs. 6 begründeten Anzeige- 
pflicht. mit Geldbuße geahndet werden können. 


Zu § 29 Abs. 3 

Eine Abstufung in der Bußgeldandrohung nach 
dem Grad des Verschuldens ist im Hinblick auf 
die bereits in § 11 Abs. 2 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten vorgeschriebene Abstufung ent- 
j behrlich. Ein besonders schwerer Fall sollte nicht 
vorgesehen werden, weil dies nicht dem Ziel des 
Ordnungs Widrigkeitenverfahrens entsprechen würde, 
eine möglichst einfache und schnelle Ahndung durch 
! die Verwaltungsbehörden zu gewährleisten. Das 
: Höchstmaß der angedrohten Geldbuße dürfte dann 
aber entsprechend der Regierungsvorlage wieder 
; auf 10 000 DM festzusetzen sein. Der Bußgeldrah- 
' men bis zu 10 000 DM dürfte auch für die Ahndung 
von Verstößen nach § 29 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 8 a 
j ausreichen. 


Zu § 29 Abs. 4 

Die Vorschrift ist im Hinblick auf das in §§ 5ü bis 
58 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vorge- 
sehene Verwarnungsgeld entbehrlich. 
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Zu §§ 30 bis 32 

Die Vorschriften über Handeln für einen anderen, 
Verletzung der Aufsichtspflicht und Geldbuße gegen 
juristische Personen und gegen Personenhandels- 
gesellschaften müssen entfallen, da die erforder- 
lichen Regelungen bereits allgemein in §§ 10, 26 
und 33 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
enthalten sind. 


Bonn, den 5. Dezember 1968 


Frau Dr. Kuchtner 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/205 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach 
den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen — Drucksache V/ 1 652 — anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 5. Dezember 1968 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Wilhelmi 

Vorsitzender 


Frau Dr. Kuchtner 

Berichterstatterin 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperi ode 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gaststättengesetzes (GastG) 

— Drucksache V/205 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen (15. Ausschuß) 
und den Beschlüssen des Rechtsausschusses (12. Ausschuß) 


Entwurf 


§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Ein Gaststättengewerbe im Sinne dieses Ge- 
setzes betreibt, wer im stehenden Gewerbe 

1. Getränke zum Verzehr an Ort und Stelle 
verabreicht (Scbankwirtscbaft), 

2. zubereitete Speisen zum Verzehr an Ort 
und Stelle verabreicht (Speisewirtschaft) 
oder 

3. Gäste beherbergt (Beherbergungsbetrieb), 

wenn der Betrieb jedermann oder bestimmten Per- 
sonenkreisen zugänglich ist. 

(2) Ein Gaststättengewerbe im Sinne dieses Ge- 
setzes betreibt ferner, wer im Reisegewerbe von 
einer festen Betriebsstätte aus alkoholische Ge- 
tränke zum Verzehr an Ort und Stelle verabreicht. 


§ 2 

Erlaubnis 

(1) Wer ein Gaststättengewerbe betreiben will, 
bedarf der Erlaubnis. Die Erlaubnis kann auch juri- 
stischen Personen und nichtrechtsfähigen Vereinen 
erteilt werden. 

(2) Der Erlaubnis bedarf nicht, wer 

1. Milch, Mileberzeugnisse oder alkoholfreie 
Milchmischgetränke verabreicht und zur 
Abgabe loser Milch nach den Vorschriften 
des Milcbgesetzes vom 31. Juli 1930 
(Reicbsgesetzbl. I S. 421), zuletzt geändert 
durch das Bundesseucbengesetz vom 
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Drucksache V/3623 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

§ 1 

Gaststättengewerbe 

(1) unverändert 


(2) Ein Gaststättengewerbe im Sinne dieses Ge- 
setzes betreibt ferner, wer als selbständiger Ge- 
werbetreibender im Reisegewerbe von einer für die 
Dauer der Veranstaltung ortsfesten Betriebsstätte 
aus alkoholische Getränke zum Verzehr an Ort und 
Stelle verabreicht, wenn der Betrieb jedermann 
oder bestimmten Personenkreisen zugänglich ist. 


§ 2 

Erlaubnis 

(1) Wer ein Gaststättengewerbe betreiben will, 
bedarf der Erlaubnis. Die Erlaubnis kann auch nicht- 
rechtsfähigen Vereinen erteilt werden. 

(2) Der Erlaubnis bedarf nicht, wer 
1. unverändert 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§ 1 

Gaststättengewerbe 

(1) unverändert 


(2) Ein Gaststättengewerbe im Sinne dieses Ge- 
setzes betreibt ferner, wer als selbständiger Ge- 
werbetreibender im Reisegewerbe von einer für die 
Dauer der Veranstaltung ortsfesten Betriebsstätte 
aus alkoholische Getränke oder zubereitete Speisen 
zum Verzehr an Ort und Stelle verabreicht, wenn 
der Betrieb jedermann oder bestimmten Personen- 
kreisen zugänglich ist. 


§2 

Erlaubnis 

(1) unverändert 


(2) Der Erlaubnis bedarf nicht, wer 
1. unverändert 
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E n t w u r f 

18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1012) 
berechtigt ist, 

2. unentgeltliche Kostproben verabreicht, 

3. alkoholfreie Getränke aus Automaten 
verabreicht, 

4. Getränke oder zubereitete Speisen in Be- 
trieben an dort Beschäftigte aus Automa- 
ten verabreicht. 


(3) Der Erlaubnis bedarf ferner nicht, wer, ohne 
Sitzgelegenheit bereitzustellen, in räumlicher Ver- 
bindung mit seinem Ladengeschäft des Lebensmittel- 
einzelhandels oder des Lebensmittelhandwerks 
während der Ladenöffnungszeiten alkoholfreie Ge- 
tränke oder zubereitete Speisen verabreicht. 


(4) Für einen Beherbergungsbetrieb bedarf es der 
Erlaubnis nicht, wenn der Betrieb darauf eingerich- 
tet ist, nicht mehr als fünf Gäste gleichzeitig zu be- 
herbergen; in solchen Betrieben ist das Verabrei- 
chen von Getränken und zubereiteten Speisen an 
Hausgäste erlaubnisfrei. Satz 1 gilt nicht, wenn der 
Beherbergungsbetrieb in Verbindung mit einer er- 
laub nisp/i ich ti gen Schank- oder Speisewirtschaft 
ausgeübt wird. 


§ 4 

Versagungsgründe 

(1) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 
die natürliche Person, bei juristischen Per- 
sonen und nichtrechtsfähigen Vereinen 
eine nach Gesetz, Satzung oder Gesell- 
schaftsvertrag zur Vertretung berufene 
Person die für den Gewerbebetrieb erfor- 
derliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, ins- 
besondere dem Trünke ergeben ist oder 
befürchten läßt, daß sie Unerfahrene, 
Leichtsinnige oder Willensschwäche aus- 
beuten wird oder dem Alkoholmißbrauch, 
verbotenem Glücksspiel, der Hehlerei oder 
der Unsittlichkeit Vorschub leisten wird 
oder die Vorschriften des Gesundheits- 
oder Lebensmittelrechts, des Arbeits- oder 
Jugendschutzes nicht einhalten wird, 

2. die zum Betrieb des Gewerbes oder zum 
Aufenthalt der Beschäftigten bestimmten 
Räume wegen ihrer Lage, Beschaffenheit, 
Ausstattung oder Einteilung für den Be- 
trieb nicht geeignet sind, insbesondere' den 
notwendigen Anforderungen zum Schutze 
der Gäste und der Beschäftigten gegen 
Gefahren für Leben, Gesundheit oder Sitt- 
lichkeit nicht genügen oder 
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2. unverändert 

3. unverändert 

4. Getränke oder zubereilelc Speisen in Be- 
trieben an dort Beschäftigte verabreicht, 

5. alkoholfreie Getränke oder zubereitete 
Speisen in Kraftfahrzeugen anläßlich der 
Beförderung von Personen verabreicht. 

(3) unverändert 


(4) Für einen Beherbergungsbetrieb bedarf es der 
Erlaubnis nicht, wenn der Betrieb darauf (ungerich- 
tet ist, nicht mehr als acht Gäste gleichzeitig zu be- 
herbergen; in solchen Betrieben ist das Verabrei- 
chen von Getränken und zubereiteten Speisen an 
Hausgäste erlaubnisfrei. Satz 1 gilt nicht, wenn der 
Beherbergungsbetrieb in Verbindung mit einer er- 
laubnisbedürftigen Schank- oder Speisewirtschaft 
ausgeübt wird. 

§ 4 

Versagungsgründe 

(1) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 
der Antragsteller die für den Gewerbe- 
betrieb erforderliche Zuverlässigkeit nicht 
besitzt, insbesondere dem Trünke ergeben 
ist oder befürchten läßt, daß er Unerfah- 
rene, Leichtsinnige oder Willensschwäche 
ausbeuten wird oder dem Alkoholmiß- 
brauch, verbotenem Glücksspiel, der 
Hehlerei oder der Unsittlichkeit Vorschub 
leisten wird oder die Vorschriften des 
Gesundheits- oder Lebensmittelrechts, des 
Arbeits- oder Jugendschutzes nicht ein- 
halten wird, 


2. die zum Betrieb des Gewerbes oder zum 
Aufenthalt der Beschäftigten bestimmten 
Räume wegen ihrer Lage, Beschaffenheit, 
Ausstattung oder Einteilung für den Be- 
trieb nicht geeignet sind, insbesondere den 
notwendigen Anforderungen zum Schutze 
der Gäste und der Beschäftigten gegen 
Gefahren für Leben, Gesundheit oder Sitt- 
lichkeit oder den sonst zur Aufrechterhal- 
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2. unverändert 

3. unverändert 

4. Getränke in Betrieben an dort Beschäftigte 
verabreicht, 

5. unverändert 


(3) Der Erlaubnis bedarf ferner nicht, wer ohne 
Sitzgelegenheit bereitzustellen während der Laden- 
Öffnungszeiten in räumlicher Verbindung mit seinem 
Ladengeschäft des Bäcker-, Konditoren- oder Flei- 
scherhandwerks alkoholfreie Getränke oder zube- 
reitete Speisen oder in räumlicher Verbindung mit 
seinem Ladengeschäft des Lebensmitteleinzelhandels 
alkoholfreie Getränke verabreicht. 

(4) Für einen Beherbergungsbetrieb bedarf es der 
Erlaubnis nicht, wenn der Betrieb darauf eingerich- 
tet ist, nicht mehr als sechs Gäste gleichzeitig zu be- 
herbergen; in solchen Betrieben ist das Verabrei- 
chen von Getränken und zubereiteten Speisen an 
Hausgäste erlaubnisfrei. Satz 1 gilt nicht, wenn der 
Beherbergungsbetrieb in Verbindung mit einer er- 
laubnisbedürftigen Schank- oder Speisewirtschaft 
ausgeübt wird. 

§4 

Versagungsgründe 

(1) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 
1. unverändert 


2. unverändert 
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3. der Gewerbebetrieb im Hinblick auf seine 
örtliche Lage oder auf die Verwendung 
der Räume dem öffentlichen Interese wi- 
derspricht, insbesondere erhebliche Nach- 
teile, Gefahren oder Belästigungen für die 
Bewohner des Betriebsgrundstücks oder 
der Nachbargrundstücke oder für die All- 
gemeinheit befürchten läßt, 

4. der Antragsteller nicht durch eine Beschei- 
nigung der für den Ort seiner gewerbli- 
chen Niederlassung zuständigen Industrie- 
und Handelskammer nachweist, daß er 
über die mit der Führung des in Aussicht 
genommenen Betriebes verbundenen Ver- 
pflichtungen und über das Ausmaß der 
hierfür notwendigen allgemeinen kauf- 
männischen, betriebswirtschaftlichen, steu- 
errechtlichen und gewerberechtlichen 
Kenntnisse unterrichtet worden ist. 

(2) Wird bei juristischen Personen oder nicht- 
rechtsfähigen Vereinen nach Erteilung der Erlaubnis 
eine andere Person zur Vertretung nach Gesetz, Sat- 
zung oder Gesellschaftsvertrag berufen, so ist 
dies unverzüglich der Erlaubnisbehörde anzuzeigen. 

(3) Die Landesregierungen können zur Durchfüh- 
rung des Absatzes 1 Nr. 2 durch Rechtsverordnung 
die Mindestanforderungen bestimmen, die an die 
Lage, Beschaffenheit, Ausstattung und Einteilung 
der Räume im Hinblick auf die jeweilige Betriebs- 
art und die Art der zugelassenen Getränke oder 
Speisen zu stellen sind. 
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tung der öffentlichen Sicherheit oder Ord- 
nung notwendigen Anforderungen nicht 


genügen oder 


3. unverändert 

3. der Gewerbebetrieb im Hinblick auf seine 
örtliche Lage oder auf die Verwendung der 
Räume dem öffentlichen Interesse wider- 
spricht, insbesondere erhebliche Nachteile, 
Gefahren oder Belästigungen für die All- 
gemeinheit befürchten läßt, 

4. unverändert 

4. unverändert 


(2) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die Landesregierungen können zur Durchfüh- (3) unverändert 
rung des Absatzes 1 Nr. 2 durch Rechtsverordnung 
die Mindestanforderungen bestimmen, die an die 
Lage, Beschaffenheit, Ausstattung und Einteilung 
der Räume im Hinblick auf die jeweilige Betriebs- 
art und die Art der zugelassenen Getränke oder 
Speisen zu stellen sind. Die Landesregierungen kön- 
nen durch Rechtsverordnung die Ermächtigung auf 
oberste Landesbehörden übertragen. 


§ 4 a 

Sachkundenachweis 

(1) Die Erlaubnis zum Betrieb einer Speisewirt- 
schaft ist ferner zu versagen, wenn der Antragstel- 
ler nicht nachweist, daß die in dem Betrieb für das 
Zubereiten und Verabreichen von Speisen verant- 
wortliche Person die hierfür in der Betriebsart 
zum Schutz der Gesundheit der Gäste erforderlichen 
Kenntnisse besitzt (Sachkundenachweis). 

(2) Als sachkundig im Sinne des Absatzes 1 ist 
anzusehen, wer: 

1. Die Gehilfenprüfung in einem staatlich 
anerkannten Lehrberuf des Gaststättenge- 
werbes bestanden hat, 

2. zur selbständigen Ausübung des Bäcker-, 
Konditoren- oder Fleischerhandwerks be- 
fugt ist oder in einem dieser Handwerke 
die Gesellenprüfung bestanden hat, 

3. innerhalb der letzten zehn Jahre in einer 
Speisewirtschaft mindestens drei Jahre 
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§ 6 

Ausschank alkoholfreier Getränke 

Ist der Ausschank alkoholischer Getränke gestat- 
tet, so sind auf Verlangen auch alkoholfreie Ge- 
tränke zu verabreichen. 


§ 10 

Weiterführung des Gewerbes 

Nach dem Tode des Erlaubnisinhabers darf das 
Gaststättengewerbe auf Grund der bisherigen Er- 
laubnis durch den Ehegatten oder die minderjähri- 
gen Erben während der Minderjährigkeit weiterge- 
führt werden. Das gleiche gilt für Nachlaßverwalter, 
Nachlaßpfleger oder Testamentsvollstrecker bis zur 
Dauer von zehn Jahren nach dem Erbfall. Die in 
Satz 1 und 2 bezeichneten Personen haben der Er- 
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lang für das Zubereiten und Verabreichen 
von Speisen verantwortlich war oder 

4. eine Sachkundeprüfung für die Betriebsart 
bestanden hat. 

(3) Die Sachkundeprüfung ist vor dem Prüfungs- 
ausschuß einer Industrie- und Handelskammer ab- 
zulegen. Der Prüfungsausschuß besteht aus einem 
Bediensteten der Industrie- und Handelskammer als 
Vorsitzendem, einem Bediensteten der staatlichen 
oder kommunalen Verwaltung mit besonderen Er- 
fahrungen auf dem Gebiet des Lebensmittelwesens 
und dem sachkundigen Inhaber einer Speisewirt- 
schaft. 

(4) Die Erlaubnisbehörde hat den Antragsteller 
von dem Erfordernis eines Nachweises nach Ab- 
satz 2 zu befreien, wenn er in anderer Weise nach- 
weist, daß die in dem Betrieb für das Zubereiten 
und Verabreichen von Speisen verantwortliche Per- 
son die erforderlichen Kenntnisse besitzt und die 
Ablegung einer Sacbkundeprüfung eine unzumut- 
bare Belastung wäre. 

(5) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates zur Durchführung von Richtlinien 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die 
Niederlassungsfreiheit und den freien Dienstlei- 
stungsverkehr zu bestimmen, unter welchen Voraus- 
setzungen bei Staatsangehörigen der übrigen Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft der Sachkundenachweis als erbracht anzuse- 
hen ist. 

(6) Der Gewerbetreibende hat der Erlaubnisbe- 
hörde unverzüglich schriftlich Anzeige zu erstatten, 
wenn in der gegenüber der Erlaubnisbehörde als 
verantwortlich für das Zubereiten und Verabreichen 
von Speisen bezeichneten Person ein Wechsel ein- 
getreten ist. 


§ 6 § 6 

Ausschank alkoholfreier Getränke Ausschank alkoholfreier Getränke 


Ist der Ausschank alkoholischer Getränke gestat- 
tet, so sind auf Verlangen auch alkoholfreie Ge- 
tränke zum Verzehr an Ort und Stelle zu verab- 
reichen. 

§ 10 

unverändert 


Ist der Ausschank alkoholischer Getränke gestat- 
tet, so sind auf Verlangen auch alkoholfreie Ge- 
tränke zum Verzehr an Ort und Stelle zu verab- 
reichen. Die Erlaubnisbehörde kann für den Aus- 
schank aus Automaten Ausnahmen zulassen. 

§ io 

Weiterführung des Gewerbes 

Nach dem Tode des Erlaubnisinhabers darf das 
Gaststättengewerbe auf Grund der bisherigen Er- 
laubnis durch den Ehegatten oder die minderjähri- 
gen Erben während der Minderjährigkeit weiterge- 
führt werden. Das gleiche gilt für Nachlaßverwalter, 
Nachlaßpfleger oder Testamentsvollstrecker bis zur 
Dauer von zehn Jahren nach dem Erbfall. Die in 
Satz 1 und 2 bezeichneten Personen haben der Er- 
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laubnisbehörde unverzüglich Anzeige zu erstatten, 
wenn sie den Betrieb weiterführen wollen. 


§ 13 

Alkoholausschank im Reisegewerbe 

Auf die in § 1 Abs. 2 genannten Tätigkeiten fin- 
det Titel 111 der Gewerbeordnung keine Anwen- 
dung. An der Betriebsstätte müssen in einer für je- 
dermann erkennbaren Weise der Name mit minde- 
stens einem ausgeschriebenen Vornamen und die 
Wohnung des Gewerbetreibenden angegeben sein. 


§ 15 

Rücknahme der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis zum Betrieb eines Gaststätten- 
gewerbes ist zurückzunehmen, wenn Tatsachen be- 
kanntwerden, die die Versagung nach § 4 Abs. 1 
Nr. 1 rechtfertigen würden. 


(2) Die Erlaubnis kann zurückgenommen werden, 
wenn 

1. der Gewerbetreibende oder sein Stellver- 
treter die Betriebsart, für welche die Er- 
laubnis erteilt worden ist, unbefugt än- 
dert, andere als die zugelassenen Räume 
zum Betrieb verwendet oder nicht zuge- 
lassene Getränke oder Speisen verabreicht 
oder sonstige inhaltliche Beschränkungen 
der Erlaubnis nicht beachtet, 

2. der Gewerbetreibende oder sein Stellver- 
treter Auflagen nach § 5 Abs. 1 nicht er- 
füllt, 

3. der Gewerbetreibende seinen Betrieb 
ohne Erlaubnis durch einen Stellvertreter 
führen läßt, 

4. der Gewerbetreibende oder sein Stellver- 
treter Personen entgegen einem nach § 21 
Abs. 1 ergangenen Verbot beschäftigt. 


(3) Absatz 1 und Absatz 2 Nr. 1, 2 und 4 gelten 
entsprechend für die Rücknahme der Stellvertre- 
tungserlaubnis. 
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§ 13 

Gaststätten ohne gewerbliche Niederlassung 

Die Befugnis , ein Gaststättengewerbe im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 zu betreiben, berechtigt auch zubereitete 
Speisen zum Verzehr an Ort und Stelle zu verab- 
reichen. Titel III der Gewerbeordnung findet keine 
Anwendung, auch soweit es sich um Personen han- 
delt, die das Reisegewerbe nicht selbständig be- 
treiben. An der Betriebsstätte müssen in einer für 
jedermann erkennbaren Weise der Name mit min- 
destens einem ausgeschriebenen Vornamen und die 
Wohnung des Gewerbetreibenden angegeben sein. 

§ 15 

Rücknahme und Widerruf der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis zum Betrieb eines Gaststätten- 
gewerbes ist zurückzunehmen, wenn bekannt wird, 
daß bei ihrer Erteilung Versagungsgründe nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 Vorlagen. 

(2) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nach- 
träglich Tatsachen eintreten, die die Versagung der 
Erlaubnis nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 rechtfertigen würden. 

(3) Sie kann widerrufen werden, wenn 

1. der Gewerbetreibende oder sein Stellver- 
treter die Betriebsart, für welche die Er- 
laubnis erteilt worden ist, unbefugt än- 
dert, andere als die zugelassenen Räume 
zum Betrieb verwendet oder nicht zuge- 
Jassene Getränke oder Speisen verabreicht 
oder sonstige inhaltliche Beschränkungen 
der Erlaubnis nicht beachtet, 

2. der Gewerbetreibende oder sein Stellver- 
treter Auflagen nach § 5 Abs. 1 nicht in- 
nerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, 

3. der Gewerbetreibende seinen Betrieb 
ohne Erlaubnis durch einen Stellvertreter 
betreiben läßt, 

4. der Gewerbetreibende oder sein Stellver- 
treter Personen entgegen einem nach § 21 
ergangenen Verbot beschäftigt. 


(4) Absatz 1, Absatz 2 und Absatz 3 Nr. 1, 2 und 
4 gelten entsprechend für die Rücknahme und den 
Widerruf der Stellvertretungserlaubnis. 
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laubnisbehörde unverzüglich Anzeige zu erstatten, 
wenn sie den Betrieb weiterführen wollen. Das 

Recht zur Weiterführung einer Speisewirtschaft er- 
lischt, wenn der Berechtigte nicht innerhalb eines 
Jahres nach dem Tode des Erlaubnisinhabers den 
Sachkundenachweis nach § 4 a erbringt. 

§ 13 

Gaststätten ohne gewerbliche Niederlassung 

Auf die in § 1 Abs. 2 genannten Tätigkeiten fin- 
det Titel III der Gewerbeordnung keine Anwendung, 
auch soweit es sich um Personen handelt, die das 
Reisegewerbe nicht selbständig betreiben. An der 
Betriebsstätte müssen in einer für jedermann er- 
kennbaren Weise der Name mit mindestens einem 
ausgeschriebenen Vornamen und die Wohnung des 
Gewerbetreibenden angegeben sein. 


§ 15 

Rücknahme und Widerruf der Erlaubnis 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Sie kann widerrufen werden, wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. bei Speisewirtschaften für das Zubereiten 
und Verabreichen von Speisen nicht eine 
Person verantwortlich ist, für die der Ge- 
werbetreibende den nach § 4 a erforder- 
lichen Sachkundenachweis erbracht hat. 

(4) unverändert 
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§ 18 

Sperrzeit 

(1) Für Schankwirtschaften, Speise wirtschaften 
und öffentliche Vergnügungsstätten beginnt die 
Sperrzeit um 1.00 Uhr nachts und endet um 5.00 Uhr 
morgens. 


(2) Die Landesregierungen können für besondere 
örtliche Verhältnisse oder besondere Anlässe durch 
Rechtsverordnung abweichend von Absatz 1 Vor- 
schriften über die Festsetzung und Handhabung der 
Sperrzeit erlassen und anordnen, unter welchen 
Voraussetzungen sie verlängert oder verkürzt wer- 
den darf. 


§ 29 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. ohne die nach § 2 Abs. 1 erforderliche 
Erlaubnis alkoholfreie Getränke oder zu- 
bereitete Speisen verabreicht, 

2. einer inhaltlichen Beschränkung der Er- 
laubnis nach § 3 Abs. 2 zuwiderhandelt 
oder einer Auflage oder Anordnung nach 
§ 5 nicht, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig nachkommt, 

3. über den in § 7 erlaubten Umfang hinaus 
Waren abgibt oder Leistungen erbringt, 

4. ohne die nach § 9 erforderliche Erlaubnis 
ein Gaststättengewerbe durch einen 
Stellvertreter betreibt oder in einem 
Gaststättengewerbe als Stellvertreter 
tätig ist, 

5. die nach § 4 Abs. 2 oder § 10 Satz 3 
erforderliche Anzeige nicht oder nicht 
unverzüglich erstattet, 

6. als Inhaber einer Schankwirtschaft, Spei- 
sewirtschaft oder öffentlichen Vergnü- 
gungsstätte oder als dessen Beauftragter 
duldet, daß ein Gast nach Beginn der 
Sperrzeit in den Betriebsräumen verweilt, 

7. entgegen einem Verbot nach § 19 alko- 
holische Getränke verabreicht, 
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§ 18 

Sperrzeit 

(1) Für Schank- und Speise wirtschaften sowie für 
öffentliche Vergnügungsstätten ist durch Rechtsver- 
ordnung der Landesregierungen eine Sperrzeit all- 
gemein festzusetzen. In der Rechtsverordnung ist zu 
bestimmen, daß die Sperrzeit bei Vorliegen eines 
öffentlichen Bedürfnisses oder besonderer örtlicher 
Verhältnisse allgemein oder für einzelne Betriebe 
verlängert, verkürzt oder aufgehoben werden 
kann. Die Sperrzeit kann nach der Getränkeart un- 
terschiedlich festgesetzt werden. Die Landesregie- 
rungen können durch Rechtsverordnung die Ermäch- 
tigung auf oberste Landesbehörden oder andere Be- 
hörden übertragen. 

(2) Die Vorschriften über die Sperrzeit finden 
keine Anwendung auf das Verabreichen von alko- 
holfreien Getränken, Bier und Speisen zum Verzehr 
an Ort und Stelle aus Automaten in Betrieben an 
dort Beschäftigte. 


§ 29 

Ordnungs Widrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. ohne die nach § 2 Abs. 1 erforderliche 
Erlaubnis Getränke oder zubereitete Spei- 
sen verabreicht oder Gäste beherbergt, 

2. einer Auflage oder Anordnung nach § 5 
oder einer Auflage nach § 12 Abs. 3 

nicht, nicht vollständig oder nicht recht- 
zeitig nachkommt, 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 

8. einem Verbot des § 20 Nr. 3 über das 
Feilhalten von Branntwein oder über- 
wiegend branntweinhaltigen Lebensmit- 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§ 18 

Sperrzeit 

(1) Für Schank- und Speisewirtschaften sowie für 
öffentliche Vergnügungsstätten ist durch Rechtsver- 
ordnung der Landesregierungen eine Sperrzeit all- 
gemein festzusetzen, ln der Rechtsverordnung ist zu 
bestimmen, dalf die Sperrzeit bei Vorliegen eines 
öffentlichen Bedürfnisses oder besonderer örtlicher 
Verhältnisse allgemein oder für einzelne Betriebe 
verlängert, verkürzt oder aufgehoben werden kann. 
Die Landesregierungen können durch Rechtsverord- 
nung die Ermächtigung auf oberste Landesbehör- 
den oder andere Behörden übertragen. 


(2) unverändert 


§ 29 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 


5. die nach § 4 Abs. 2, § 4 a Abs. 6 oder 
§ 10 Satz 3 erforderliche Anzeige nicht 
oder nicht unverzüglich erstattet, 

6. unverändert 


7. unverändert 

8. unverändert 
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wein oder überwiegend branntweinhalti- 
gen Lebensmitteln zuwiderhandelt, 


9. Personen beschäftigt, deren Beschäftigung 
ihm nach § 21 Abs. 1 untersagt worden 
ist, 

10. entgegen § 22 eine Auskunft nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht recht- 
zeitig erteilt, den Zutritt zu den für den 
Betrieb benutzten Grundstücken und 
Räumen nicht gestattet oder die Einsicht 
in geschäftliche Unterlagen nicht gewährt, 

11. den Vorschriften einer auf Grund des 
§ 21 Abs. 2 erlassenen Rechtsverordnung 
zuwiderhandelt, soweit die Rechtsver- 
ordnung für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist oder 


12. einer Vorschrift einer Rechtsverordnung 
zuwiderhandelt, die auf Grund des § 17 
Abs. 2 des Gaststättengesetzes vom 28. 
April 1930 (Reichsgesetzbl. I S. 146), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz zur Ände- 
rung des Gaststättengesetzes vom 4. Au- 
gust 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1171) er- 
lassen ist. 


(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer 

1. entgegen § 6 keine alkoholfreien Getränke 
verabreicht, 

2. ein erlaubnisfreies Gaststättengewerbe 
betreibt, obwohl ihm der Betrieb nach § 16 
untersagt worden ist, 


3. als Gast in den Räumen einer Schankwirt- 
schaft, einer Speisewirtschaft oder einer 
öffentlichen Vergnügungsstätte über den 
Beginn der Sperrzeit hinaus verweilt, ob- 
wohl der Gewerbetreibende, ein in seinem 
Betrieb Beschäftigter oder ein Beauftragter 
der zuständigen Behörde ihn ausdrücklich 
aufgefordert hat, sich zu entfernen. 
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teln zuwiderhandelt oder entgegen dem 
Verbot des § 20 Nr. 5 das Verabreichen 
von Speisen von der Bestellung von Ge- 
tränken abhängig macht oder entgegen 
dem Verbot des § 20 Nr. 6 das Verabrei- 
chen alkoholfreier Getränke von der Be- 
stellung alkoholischer Getränke abhängig 
macht, 

8a. entgegen dem Verbot des § 20 Nr. 4 in 
Ausübung eines Gewerbes alkoholische 
Getränke oder in den Fällen des § 20 
Nr. 6 bei Nichtbestellung alkoholischer 
Getränke die Preise erhöht. 

9. unverändert 


10. unverändert 


11. den Vorschriften einer auf Grund der 
§§ 14, 18 Abs. 1, § 21 Abs. 2 oder des § 26 
Abs. 1 Satz 2 erlassenen Rechtsverord- 
nung zuwiderhandelt, soweit die Rechts- 
verordnung für einen bestimmten Tat- 
bestand auf diese Bußgeldvorschrift ver- 
weist oder 

12. einer Vorschrift zuwiderhandelt, die auf 
Grund des § 17 Abs. 2 des Gaststätten- 
gesetzes vom 28. April 1930 (Reichsge- 
gesetzbl. I S. 146), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des Gaststät- 
tengesetzes vom 4. August 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1171) oder des Gesetzes 
über weibliche Angestellte in Gast- und 
Schankwirtschaften vom 15. Januar 1920 
(Reichsgesetzbl. S. 69) erlassen worden 
ist. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer 

1. unverändert 

2. unverändert 
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8a. unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 


11. unverändert 


12. unverändert 


(2) unverändert 


2a. Einzelhandel mit alkoholischen Geträn- 
ken betreibt, obwohl ihm dies nach 
§ 16 a untersagt worden ist, oder 

3. unverändert 
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(3) Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann, 
wenn sie vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark, wenn sie 
fahrlässig begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
fünftausend Deutsche Mark geahndet werden. Eine 
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 2 kann mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 


§ 30 

Handeln für einen anderen 

(1) Die Strafvorschriften des § 27 und die Buß- 
geldvorschriften des § 29 gelten auch für denjenigen, 
der als vertretungsberechtigtes Organ einer juristi- 
schen Person, als Mitglied eines solchen Organs, als 
vertretungsberechtigter Gesellschafter einer Perso- 
nenhandelsgesellschaft oder als gesetzlicher Vertre- 
ter eines anderen handelt. Dies gilt auch dann, wenn 
die Rechtshandlung, welche die Vertretungsbefugnis 
begründen sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich , wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Betriebes oder eines Teils des Betriebes eines ande- 
ren beauftragt oder von diesem ausdrücklich damit 
betraut ist , in eigener Verantwortung Pflichten zu 
erfüllen , die dieses Gesetz oder die auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen auf- 
erlegen. 


§ 31 

Verletzung der Aufsichtspflicht 

(1) Begeht jemand in einem Betrieb eine durch 
§ 27 mit Strafe oder durch § 29 mit Geldbuße be- 
drohte Handlung, so kann gegen den Inhaber oder 
Leiter des Betriebs oder ein Mitglied des zur ge- 
setzlichen Vertretung berufenen Organs einer juri- 
stischen Person oder einen vertretungsberechtigten 
Gesellschafter einer Personenhandelsgesellschaft 
eine Geldbuße festgesetzt werden, wenn sie vor- 
sätzlich oder fahrlässig ihre Aufsichtspflicht verletzt 
haben und der Verstoß hierauf beruht. 


(2) Die Geldbuße beträgt im Falle eines Ver- 
stoßes gegen § 27 

1. bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtverlet- 
zunq bis zu zwanziqtausend Deutsche 
Mark, 
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(3) Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann, 
wenn sie vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu fünftausend Deutsche Mark, wenn sie 
fahrlässig begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
zweitausendfünfhundert Deutsche Mark geahndet 
werden. Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 2 
kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Deut- 
sche Mark geahndet werden, ln besonders schweren 
Fällen kann die Ordnungswidrigkeit mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden ; ein besonders schwerer Fall liegt in der Re- 
gel vor, wenn der Täter sein Verhalten beharrlich 
wiederholt. 

(4) Gebührenpflichtige Verwarnungen nach § 8 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten können in 
den Fällen des Absatzes 2 Nr. 3 auch die hierzu be- 
sonders ermächtigten Beamten des Polizeivollzugs- 
dienstes erteilen. 

§ 30 

Handeln iiir einen anderen 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 29 gelten auch 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Or- 
gan einer juristischen Person, als Mitglied eines sol- 
chen Organs, als vertretungsberechtigter Gesell- 
schafter einer Personenhandelsgesellschaft oder als 
gesetzlicher Vertreter eines anderen handelt. Dies 
gilt auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche die 
Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirksam 
ist. 

(2) unverändert 


§ 31 

Verletzung der Auisichtspilicht 

(1) Begeht jemand in einem Betrieb eine in § 29 
mit Geldbuße bedrohte Handlung, so kann gegen 
den Inhaber oder Leiter des Betriebes oder den ge- 
setzlichen Vertreter des Inhabers, gegen ein Mit- 
glied des zur gesetzlichen Vertretung berufenen Or- 
gans einer juristischen Person oder einen vertre- 
tungsberechtigten Gesellschafter einer Personenhan- 
delsgesellschaft eine Geldbuße festgesetzt werden, 
wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig ihre Aufsichts- 
pflicht verletzt haben und der Verstoß hierauf be- 
ruht. 

(2) Die Geldbuße beträgt im Falle eines Ver- 
stoßes gegen § 29 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 8 a 

1. unverändert 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 


Absatz 4 entfällt 


§ 30 

entfällt 


§ 31 

entfällt 
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Entwurf 

2. bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverletzung 
bis zu zehntausend Deutsche Mark. 

(3) Im Falle eines Verstoßes gegen § 29 beträgt 
die Geldbuße 

1. bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtverlet- 
zung bis zu zehntausend Deutsche Mark, 

2. bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverletzung 
bis zu fünftausend Deutsche Mark. 

§ 32 

Geldbuße gegen juristische Personen und 
Personenhandelsgesellschaften 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Pro- 
kurist einer juristischen Person oder als vertre- 
tungsberechtigter Gesellschafter oder als Prokurist 
einer Personenhandelsgesellschaft eine Straftat nach 
§ 27 oder eine Ordnungswidrigkeit nach § 29, so 
kann auch gegen die juristische Person oder die Per- 
sonenhandelsgesellschaft eine Geldbuße festgesetzt 
werden. 

(2) Die Geldbuße beträgt, wenn die Straftat vor- 
sätzlich begangen worden ist, bis zu zwanzigtausend 
Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig begangen wor- 
den ist, bis zu zehntausend Deutsche Mark. Ist eine 
Ordnungswidrigkeit nach § 29 begangen worden, so 
ist die Geldbuße nach dieser Vorschrift zu bemessen. 

(3) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt und den Gewinn, den die 
juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft für die Straftat oder die Ordnungswidrigkeit 
empfangen oder aus ihr gezogen hat. 
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2 . unverändert 

(3) ln den übrigen Fällen des § 29 beträgt die 
Geldbuße 

1. unverändert 

2. unverändert 


§ 32 § 32 

Geldbuße gegen juristische Personen und entfällt 

Personenhandelsgesellschaiten 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Pro- 
kurist einer juristischen Person oder als vertre- 
tungsberechtigter Gesellschafter oder als Prokurist 
einer Personenhandelsgesellschaft eine Ordnungs- 
widrigkeit nach § 29, so kann auch gegen die juristi- 
sche Person oder die Personenhandelsgesellschaft 
eine Geldbuße nach Maßgabe dieser Vorschrift fest- 
gesetzt werden. 

Absatz 2 entfällt 


(3) §6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt und den Gewinn, den die 
juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft für die Ordnungswidrigkeit empfangen oder 
aus ihr gezogen hat. 
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